
A. Problem und Ziel 

Das Mehrseitige Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommens-
bezogener Maßnahmen zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und 
Gewinnverlagerung (Multilaterales Instrument – MLI) vom 24. Novem-
ber 2016 wurde am 7. Juni 2017 von der Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichnet. Ziel ist es, in die zwischen den beigetretenen Staaten 
bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) mit einem einzigen 
völkerrechtlichen Abkommen die abkommensbezogenen Empfehlun-
gen des gemeinsamen Projekts der OECD und G20 zur Gewinn -
kürzung und Gewinnverlagerung („Base Erosion and Profit Shifting“ 
– BEPS) – insbesondere des Mindeststandards in Aktionspunkt  6 
(Vermeidung von Abkommensmissbrauch) und 14 (Verbesserung der 
Streitbeilegung) – umzusetzen. Für die Reichweite des MLI ist maß-
geblich, welche Auswahlentscheidungen die einzelnen Unterzeichner-
staaten getroffen haben und inwieweit eine Übereinstimmung der Aus-
wahlentscheidungen im jeweiligen bilateralen Verhältnis vorliegt 
(„matching“). 

Alternativ können die Inhalte des MLI im Wege bilateraler Protokolle 
zur Änderung eines bestehenden DBA umgesetzt werden. Mit der 
Republik Finnland wurde vereinbart, die Ergebnisse der Auswahlent-
scheidungen zum MLI zwischen Deutschland und Finnland über ein 
bilaterales Änderungsprotokoll umzusetzen. Das Abkommen vom 
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19. Februar 2016 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Finnland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen (BGBl. 2017 II S. 466, 467) wird daher nicht in den Gel-
tungsbereich des MLI aufgenommen. 

B. Lösung 

Das Änderungsprotokoll vom 18. November 2019 fügt die sich aus der 
Übereinstimmung der Auswahlentscheidungen zum MLI ergebenden 
Regelungsinhalte in das Abkommen vom 19. Februar 2016 ein und 
nimmt erforderliche Anpassungen und Änderungen an den bestehen-
den Regelungen vor. Hervorzuheben sind folgende Punkte: 

1. Titel und Präambel: 

Durch die Erweiterung des Titels und der Präambel wird entspre-
chend dem BEPS-Mindeststandard ausgedrückt, dass sowohl 
Doppelbesteuerungen als auch Nichtbesteuerungen oder reduzierte 
Besteuerungen vermieden werden sollen. 

2. Missbrauchsvermeidung: 

In dem Abkommen wird das gegenseitige Verständnis darüber fest-
gehalten, dass das DBA der Anwendung der nationalen Miss-
brauchsregelungen beider Staaten nicht entgegensteht. Zudem 
wurde die dem BEPS-Mindeststandard entsprechende Miss-
brauchsvermeidungsklausel, die auf ein Hauptzweck-Kriterium 
abstellt („Principal Purposes Test“ – PPT), aufgenommen. 

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Änderungsprotokoll die 
für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

Keine. 

Mit Unterzeichnung des Änderungsprotokolls hat Deutschland das Ab-
kommen vom 19. Februar 2016 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Ge-
biet der Steuern vom Einkommen in deren Auswahlentscheidungen 
zum MLI von der Liste der erfassten DBA („covered tax agreements“) 
genommen. Eine Umsetzung der Inhalte dieses Änderungsprotokolls 
über das MLI selbst ist daher nicht mehr möglich. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Maßnahmen dienen der Sicherung des Steueraufkommens. 
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für die Steuerverwaltung des Bundes und der Länder zu messbaren 
Veränderungen des Erfüllungsaufwandes.  

Die „One in, one out“-Regel ist nicht anzuwenden, weil es sich um die 
1:1-Umsetzung eines völkerrechtlichen Vertrages handelt. 

F. Weitere Kosten 

Unternehmen, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, ent-
stehen durch dieses Gesetz keine unmittelbaren, direkten Kosten. Aus-
wirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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E. Erfüllungsaufwand 

Es ist davon auszugehen, dass durch das Änderungsprotokoll zum 
Abkommen kein eigenständiger Erfüllungsaufwand begründet wird. 
Informationspflichten für die Wirtschaft werden weder eingeführt noch 
verändert oder abgeschafft. Darüber hinaus führt das Änderungspro-
tokoll  weder für Unternehmen noch für Bürgerinnen und Bürger und 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Helsinki am 18. November 2019 unterzeichneten Protokoll zur Ände-
rung des Abkommens vom 19. Februar 2016 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen (BGBl. 2017 II S. 466, 467) wird zugestimmt. Das Protokoll wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 5 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

E n t w u r f  

Gesetz 
zu dem Protokoll vom 18. November 2019 

zur Änderung des Abkommens vom 19. Februar 2016
zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Republik Finnland
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung

und zur Verhinderung der Steuerverkürzung
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 

Vom  
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Protokoll ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Absatz 3 des Grundge-
setzes erforderlich, da das Aufkommen aus den durch das Protokoll betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 Absatz 3, 5 und 6 des Grundgesetzes ganz oder zum 
Teil den Ländern oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll nach seinem Artikel 5 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Hervorzuheben ist, dass durch die Erweiterung des Titels und der Präambel ent-
sprechend dem BEPS-Mindeststandard ausgedrückt wird, dass sowohl Dop-
pelbesteuerungen als auch Nichtbesteuerungen oder reduzierte Besteuerungen 
vermieden werden sollen. Zudem wird die dem OECD/BEPS-Mindeststandard 
entsprechende Missbrauchsvermeidungsklausel, die auf ein Hauptzweck-Krite-
rium abstellt („Principal Purposes Test“ – PPT), aufgenommen. 

Für die Verwaltung entstehen durch das Gesetz keine Auswirkungen auf den Er-
füllungsaufwand. 

Unternehmen, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, entstehen 
durch dieses Gesetz keine unmittelbaren, direkten Kosten. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 

Das Gesetz entspricht einer nachhaltigen Entwicklung. Die dem völkerrechtlichen 
Vertrag zugrundeliegenden Maßnahmen betreffen folgende Prinzipien für nach-
haltige Entwicklung: 

(1.) Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und 
bei allen Entscheidungen anwenden. Dabei unterstützt das Vorhaben die folgen-
den Indikatorenbereiche: 8.2.a (Staatsverschuldung), 8.3 (Wirtschaftliche Zu-
kunftsvorsorge) und 8.4 (Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit). Eine Nachhaltig-
keitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 
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Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Finnland 

von dem Wunsch geleitet, ein Protokoll zur Änderung des Ab-
kommens vom 19. Februar 2016 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen zu schließen – 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Der Titel wird aufgehoben und durch folgenden Titel ersetzt: 

„Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Finnland 
zur Beseitigung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen sowie 
zur Verhinderung der Steuerverkürzung und -umgehung“. 

Artikel 2 

Die Präambel wird aufgehoben und durch folgende Präambel 
ersetzt: 

„Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Finnland 

in der Absicht, in Bezug auf die unter dieses Abkommen fal-
lenden Steuern eine Doppelbesteuerung zu beseitigen, ohne 
Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrigbesteuerung durch Steuer-
verkürzung oder -umgehung (unter anderem durch missbräuch-
liche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem Ab-
kommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen 
von in Drittstaaten ansässigen Personen) zu schaffen 

sind wie folgt übereingekommen:“. 

Saksan liittotasavalta 

ja 

Suomen tasavalta – 

jotka haluavat tehdä pöytäkirjan Saksan liittotasavallan ja Suo-
men tasavallan välillä tuloveroja koskevan kaksinkertaisen vero-
tuksen välttämiseksi ja veron kiertämisen estämiseksi 19 päivänä 
helmikuuta 2016 tehdyn sopimuksen muuttamisesta – 

ovat sopineet seuraavasta: 

1 artikla 

Sopimuksen nimi poistetaan ja korvataan seuraavalla nimellä: 

„Sopimus 
Saksan liittotasavallan 

ja Suomen tasavallan välillä 
tuloveroja koskevan kaksinkertaisen verotuksen 

poistamiseksi ja veron kiertämisen ja välttämisen estämiseksi“. 

2 artikla 

Sopimuksen johdanto poistetaan ja korvataan seuraavalla joh-
dannolla: 

„Saksan liittotasavalta 

ja 

Suomen tasavalta 

joiden tarkoituksena on poistaa kaksinkertainen verotus tämän 
sopimuksen kattamien verojen osalta luomatta tilaisuuksia 
verottamatta jäämiseen tai alennettuun verotukseen veron 
kiertämisellä tai välttämisellä (mukaan lukien treaty shopping 
-järjestelyt, joilla tähdätään tässä sopimuksessa määrättyjen 
huojennusten hankkimiseen kolmansissa valtioissa asuvien 
henkilöiden välilliseksi hyödyksi) – 

ovat sopineet seuraavasta:“. 

Protokoll 
zur Änderung des Abkommens vom 19. Februar 2016 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Finnland 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 

Pöytäkirja 
Saksan liittotasavallan 

ja Suomen tasavallan välillä 
tuloveroja koskevan kaksinkertaisen verotuksen 
välttämiseksi ja veron kiertämisen estämiseksi 

19 päivänä helmikuuta 2016 
tehdyn sopimuksen muuttamisesta 
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Artikel 3 

Artikel 25 wird aufgehoben und durch folgenden Artikel er-
setzt: 

„Artikel 25 

Verhinderung von Abkommensmissbrauch 

(1) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es 
einen Vertragsstaat, seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung oder Steuerumgehung an-
zuwenden. 

(2) Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkom-
mens wird eine Vergünstigung nach diesem Abkommen nicht für 
bestimmte Einkünfte gewährt, wenn unter Berücksichtigung aller 
maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung ge-
rechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser Vergünstigung einer der 
Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmit-
telbar oder mittelbar zu dieser Vergünstigung geführt hat, es sei 
denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewährung dieser Ver-
günstigung unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der 
einschlägigen Bestimmungen dieses Abkommens im Einklang 
steht.“. 

Artikel 4 

Nummer 7 des Protokolls zum Abkommen wird aufgehoben. 

Artikel 5 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich in Berlin ausgetauscht. 

(2) Dieses Protokoll tritt dreißig Tage nach Austausch der Ra-
tifikationsurkunden in Kraft und seine Bestimmungen sind anzu-
wenden 

a) in der Bundesrepublik Deutschland 

1) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträ-
ge, die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs 
gezahlt werden, das dem Jahr folgt, in dem dieses Pro-
tokoll in Kraft tritt; 

2) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
erhoben werden, die am oder nach dem 1. Januar des 
Kalenderjahrs beginnen, das dem Jahr folgt, in dem die-
ses Protokoll in Kraft tritt; 

b) in der Republik Finnland 

1) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Ein-
künfte, die am oder nach dem 1. Januar des Kalender-
jahrs bezogen werden, das dem Jahr folgt, in dem dieses 
Protokoll in Kraft tritt; 

2) bei den übrigen Steuern vom Einkommen auf die Steuern, 
die für Veranlagungszeiträume zu erheben sind, die am 
oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs beginnen, 
das dem Jahr folgt, in dem dieses Protokoll in Kraft tritt. 

Geschehen zu Helsinki am 18. November 2019 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und finnischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

3 artikla 

Sopimuksen 25 artikla poistetaan ja korvataan seuraavalla ar-
tiklalla: 

„25 artikla 

Sopimuksen väärinkäytön estäminen 

(1) Tämän sopimuksen ei voida tulkita estävän sopimusvaltio-
ta soveltamasta veron kiertämisen ja välttämisen estämistä kos-
kevia kansallisia oikeussäännöksiään. 

(2) Tämän sopimuksen muiden määräysten estämättä tähän 
sopimukseen perustuvaa etuutta ei pidä tulon osalta myöntää, 
jos on kohtuullista päätellä, kun otetaan huomioon kaikki asiaa 
koskevat tosiasiat ja olosuhteet, että tämän etuuden hankkiminen 
oli yksi sellaisen järjestelyn tai transaktion pääasiallisista tarkoi-
tuksista, joka välittömästi tai välillisesti johti tähän etuuteen, paitsi 
jos osoitetaan, että tämän etuuden myöntäminen näissä olosuh-
teissa olisi tämän sopimuksen asiaa koskevien määräysten ta-
voitteen ja tarkoituksen mukaista.“. 

4 artikla 

Sopimuksen pöytäkirjan 7. määräys poistetaan. 

5 artikla 

1. Tämä pöytäkirja on ratifioitava; ratifiointiasiakirjat on vaih-
dettava mahdollisimman pian Berliinissä. 

2. Tämä pöytäkirja tulee voimaan kolmekymmentä päivää ra-
tifiointiasiakirjojen vaihtamisajankohdan jälkeen ja sen määräyk-
siä sovelletaan 

a) Saksan liittotasavallassa 

1) lähteellä pidätettävien verojen tapauksessa, niiden mää-
rien osalta, jotka maksetaan tämän pöytäkirjan voimaan-
tulovuotta lähinnä seuraavan kalenterivuoden tammi-
kuun 1 päivänä tai sen jälkeen; 

2) muiden verojen tapauksessa, niiden verojen osalta, jotka 
kannetaan tämän pöytäkirjan voimaantulovuotta lähinnä 
seuraavan kalenterivuoden tammikuun 1 päivänä tai sen 
jälkeen alkavilta kausilta; 

b) Suomen tasavallassa 

1) lähteellä pidätettävien verojen osalta, tuloon, joka saa-
daan tämän pöytäkirjan voimaantulovuotta lähinnä seu-
raavan kalenterivuoden tammikuun 1 päivänä tai sen jäl-
keen; 

2) muiden tulosta suoritettavien verojen osalta, veroihin, jot-
ka määrätään tämän pöytäkirjan voimaantulovuotta lähin-
nä seuraavan kalenterivuoden tammikuun 1 päivänä tai 
sen jälkeen alkavilta verovuosilta. 

Tehty Helsingissä 18 päivänä marraskuuta 2019 kahtena 
saksan- ja suomenkielisenä kappaleena molempien tekstien 
ollessa yhtä todistusvoimaiset. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Saksan liittotasavallan puolesta 

D e t l e f  L i n g e m a n n  

Für die Republik Finnland 
Suomen tasavallan puolesta 

M i k a  Ta p a n i  L i n t i l ä  
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I .  A l l g e m e i n e s  

Das in Helsinki am 18. November 2019 unterzeichnete 
Änderungsprotokoll ändert das Abkommen vom 19. Feb-
ruar 2016 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Finnland zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen (BGBl. 2017 II 
S. 466, 467) und setzt den sogenannten BEPS-Mindest-
standard im bilateralen Verhältnis zur Republik Finnland 
um. 

Das Mehrseitige Übereinkommen zur Umsetzung steuer-
abkommensbezogener Maßnahmen zur Verhinderung der 
Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (Multilaterales 
Instrument  MLI) vom 24. November 2016 wurde am 
7. Juni 2017 von der Bundesrepublik Deutschland unter-
zeichnet. Ziel ist es, in die zwischen den beigetretenen 
Staaten bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen 
(DBA) mit einem einzigen völkerrechtlichen Abkommen 
die abkommensbezogenen Empfehlungen des gemein-
samen Projekts der OECD und G20 zur Gewinnkürzung 
und Gewinnverlagerung („Base Erosion and Profit Shift -
ing“ – BEPS) – insbesondere des Mindeststandards in Ak-
tionspunkt 6 (Vermeidung von Abkommensmissbrauch) 
und 14 (Verbesserung der Streitbeilegung) – umzusetzen. 
Für die Reichweite des MLI ist maßgeblich,  welche Aus-
wahlentscheidungen die einzelnen Unterzeichnerstaaten 
getroffen haben und inwieweit eine Übereinstimmung der 
Auswahlentscheidungen im jeweiligen bilateralen Verhält-
nis vorliegt („matching“). 

Alternativ können die Inhalte des MLI im Wege bilateraler 
Protokolle zur Änderung eines bestehenden DBA um -
gesetzt werden. Mit der Republik Finnland wurde verein-
bart, die Ergebnisse der Auswahlentscheidungen zum 
MLI zwischen Deutschland und Finnland über ein bilate-
rales Änderungsprotokoll umzusetzen. Das Abkommen 
vom 19.  Februar 2016 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuer-
verkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
(BGBl. 2017 II S. 466, 467) wird daher nicht in den Gel-
tungsbereich des MLI aufgenommen. 

I I .  B e s o n d e r  e s  

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel ersetzt den Wortlaut des Titels des Abkom-
mens. Im Vergleich zum bisherigen Wortlaut des Titels 
enthält der neue Wortlaut den Zusatz „sowie zur Verhin-
derung der […] [Steuer-]umgehung“ und entspricht damit 
dem Titel des derzeit aktuellen OECD-Musterabkommens 
2017. 

Es wird damit einer der BEPS-Empfehlungen zu Aktions-
punkt 6 gefolgt, welcher vorsieht, dass bereits im Titel 
eindeutig zum Ausdruck gebracht werden soll, dass Sinn 
und Zweck des DBA neben der Vermeidung von Doppel-
besteuerung auch die Verhinderung von Steuerverkür-
zung oder -umgehung ist. Gemeinsam mit der entspre-
chenden Ergänzung der Präambel (siehe zu Artikel 2) soll 
die eindeutige Absichtsbekundung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland für die Auslegung 
und Anwendung der Bestimmungen des Abkommens ge-
mäß Artikel 31 des Wiener Übereinkommens über das 

Recht der Verträge (WÜRV) auch im Hinblick auf die Ver-
hinderung von Steuerumgehung maßgeblich sein. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel ersetzt den Wortlaut der Präambel des 
Abkommens. Im Vergleich zum bisherigen Wortlaut der 
Präambel enthält der neue Wortlaut analog zur Ergänzung 
des Titels die Zielsetzung der Verhinderung von Steuer-
umgehung (u. a. durch missbräuchliche Gestaltung). 

Damit wird ein BEPS-Mindeststandard zu Aktionspunkt 6 
umgesetzt, welcher vorgibt, dass bereits in der Präambel 
eindeutig zum Ausdruck gebracht werden soll, dass Sinn 
und Zweck des DBA neben der Vermeidung von Doppel-
besteuerung auch die Verhinderung von Steuerverkür-
zung oder -umgehung ist. Gemeinsam mit der entspre-
chenden Ergänzung im Titel (siehe zu Artikel 1) soll die 
eindeutige Absichtsbekundung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Finnland für die Auslegung 
und Anwendung der Bestimmungen des Abkommens ge-
mäß Artikel 31 des Wiener Übereinkommens über das 
Recht der Verträge (WÜRV) auch im Hinblick auf die Ver-
hinderung von Steuerumgehung maßgeblich sein. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ersetzt den Wortlaut des bisherigen Arti-
kels 25 (Anwendung des Abkommens in bestimmten Fäl-
len). 

Die Artikelbezeichnung des neuen Artikel 25 wird geän-
dert in „Verhinderung von Abkommensmissbrauch“. 

A b s a t z  1  regelt ausdrücklich, dass das Abkommen der 
Anwendung nationaler Missbrauchsvorschriften nicht ent-
gegensteht. Diese Regelung war bereits im bisherigen Ar-
tikel 25 enthalten. 

A b s a t z  2  enthält den sogenannten Principal Purposes 
Test, welcher Abkommensvorteile verweigert, wenn nach 
den gesamten Umständen die Annahme gerechtfertigt ist, 
dass ein Hauptzweck der Transaktion oder Gestaltung, 
die unmittelbar oder mittelbar zu Abkommensvergünsti-
gungen führt, darauf gerichtet ist, die Abkommensvorteile 
zu erhalten. Ist dies der Fall, wird der Person, die die Ab-
kommensvorteile geltend macht, die Möglichkeit einge-
räumt, diese Annahme zu widerlegen. Dazu muss sie 
nachweisen, dass es mit Ziel und Zweck der betreffenden 
Abkommensbestimmung im Einklang steht, ihr die Ab-
kommensvorteile zu gewähren. 

Ob ein Hauptzweck einer Transaktion oder Gestaltung auf 
den Erhalt der Abkommensvorteile gerichtet ist, wird 
regelmäßig nur unter Berücksichtigung und sorgfältiger 
Bewertung aller Umstände des Einzelfalles bestimmt wer-
den können. Lässt eine Transaktion oder Gestaltung keine 
Verbindung zu einer echten geschäftlichen Aktivität er-
kennen oder kann eine solche Aktivität nicht erklärt wer-
den, ist die Annahme gerechtfertigt, dass ein Hauptzweck 
der Transaktion oder Gestaltung in der Erlangung der Ab-
kommensvorteile besteht. 

Die Ausdrücke „Transaktion“ und „Gestaltung“ erfassen 
sowohl einzelne Geschäftsvorfälle als auch jede Art der 
Gestaltung einer Geschäftsbeziehung einschließlich des 
Erwerbs, der Errichtung oder des Bestehens einer Per-
son. Eine Transaktion oder Gestaltung kann mittelbar zu 
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Abkommensvergünstigungen führen, indem sie beispiels-
weise eine nahestehende Person begünstigt. 

Diese Bestimmung entspricht der BEPS-Empfehlung zu 
Aktionspunkt 6 zur Verhinderung von Abkommensmiss-
brauch. 

Zu Artikel 4 

Durch diesen Artikel wird Nummer 7 des Protokolls zum 
Abkommen aufgehoben. Diese Protokollziffer nahm Be-
zug auf Artikel 25 und stellte klar, dass beide Vertrags-
staaten das Verständnis zugrunde legen, wie es die Ab-
sätze 7 bis 12 des Kommentars zu Artikel 1 des 
OECD-Musterabkommens 2010 zum Ausdruck bringen. 

Da Artikel 25 durch dieses Änderungsprotokoll neu ge-
fasst und an den neuen internationalen Standard zur Ver-
meidung von Abkommensmissbrauch angepasst wird 

(siehe zu Artikel 3), ist die ausdrückliche Verweisung auf 
den OECD-Musterkommentar 2010 nicht notwendig. Viel-
mehr kommt für die Auslegung der Bestimmungen zur 
Vermeidung des Abkommensmissbrauchs den BEPS-
Empfehlungen zu Aktionspunkt 6, welche ebenfalls Ein-
gang in die Neufassung des Kommentars zum OECD-
Musterabkommen 2017 gefunden haben, besondere 
Relevanz zu. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel regelt in Absatz 1 die Ratifikation und in Ab-
satz 2 das Inkrafttreten sowie die zeitliche Anwendung 
des Änderungsprotokolls. Hiernach tritt das Änderungs-
protokoll dreißig Tage nach Austausch der Ratifika -
tionsurkunden in Kraft und ist für die Bundesrepublik 
Deutschland ab dem 1. Januar des Jahres anzuwenden, 
das auf das Jahr des Inkrafttretens folgt.
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